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„Zukunft Wohnen Polling“
Vergaberichtlinien Grundstücke

Gemeinde Polling in Tirol 1.August 2025

Vorwort

Die Gemeinde Polling hat unter dem Titel „Zukunft Wohnen 17/27“ im Jahr 2019 eine Initiative zur Schaffung von
Wohnraum im Gemeindegebiet von Polling gestartet. Diese Initiative soll helfen leistbaren Wohnraum für „Einheimische“
zu schaffen. Das Vorhaben hat einen ganzheitlichen Ansatz. Das heißt es werden Objekte auf Miet-/Eigentum-Basis,
Grundstücke, Wohneinheiten in verdichteter Bauweise bis hin zum betreuten Wohnen in den Fokus gerückt.

Unser vorrangiges, siedlungspolitisches Ziel ist und bleibt es, die einheimische Bautätigkeit zu fördern und die Abwanderung
von Gemeindebürgern einzudämmen. Dafür haben wir spezielle Vergaberichtlinien geschaffen.

Mit der Veröffentlichung der Wohnungsvergaberichtlinie des Landes Tirol im Jahr 2024 wurden von der Gemeinde Polling
eine eigene Richtlinien für die Vergabe von Grundstücken erarbeitet, welche in den Grundzügen auf den bestehenden
Richtlinien aus dem Jahr 2019 aufbaut.

Ein besonderes Ziel ist es Bauland schonend zu nutzen und innerhalb klar vorgegebener Fristen der Bebauung zuzuführen.

Vergaberichtlinien

a. Mit der Bewerbung besteht zu keiner Zeit ein verbindlicher Anspruch auf ein Baugrundstück, selbst wenn die Kriterien
zur möglichen Teilnahme vollständig erfüllt wären.

b. Für die Berücksichtigung im Programm gelten nur schriftliche Bewerbungen, die im Gemeindeamt von Polling in
einem verschlossenen Kuvert mit dem Vermerk, „Bewerbung Zukunft Wohnen Polling“, eingelangt sind.

c. Der Werber/Antragsteller hat gegenüber der Gemeinde keinen Rechtsanspruch auf Zuteilung eines Grundstückes.
Die Vergabe erfolgt nach schriftlicher Bewerbung im Rahmen der Vergaberichtlinien durch den Beschluss des
Gemeinderates. Insbesondere besteht kein Anspruch ein Grundstück, wenn die im Zuge des gegenständlichen
Programmes geschaffenen Grundstücke bereits vergeben sind.

d. Das Mindestalter des Kauf-/Mietwerbers beträgt 18 Jahre (Volljährigkeit). Der Werber/Antragsteller muss seit
mindestens 10 Jahren seinen Hauptwohnsitz in der Gemeinde Polling haben/(gehabt haben). Bei Partnerschaften
reicht es, wenn ein Partner diese Voraussetzungen erfüllt. 10 Jahre gelten auch als Maßstab für eine Beschäftigung
bei einer Pollinger Firma oder das Betreiben einer Firma in Polling als Selbständiger.

e. Der Werber/Antragsteller kann nur ein Baugrundstück erwerben. Im Falle eines Grundstückkaufs muss er gleichzeitig
auch Bauwerber sein. Der Bauwerber oder die Bauwerberin darf / dürfen kein weiteres Eigentum oder auch nur ein
für eine Verbauung geeignetes Grundstück besitzen.

f. Bei einer positiven Zuteilung ist der potentielle Käufer verpflichtet innerhalb von 365 Tagen ab Unterfertigung des
Kaufvertrages Einreichplanunterlagen im zuständigen Bauamt abzugeben und einen Baubescheid zu erwirken. Sollte
der Werber diesen Vorhaben nicht nachkommen, hat der Verkäufer das Recht auf Rückabwicklung des Kaufvertrages.
Die Kosten der Rückabwicklung sind vom Käufer zu tragen.

g. Der Werber hat im Zuge der Bewerbung in geeigneter Form (z.Bsp. Finanzierungskonzept etc.) nachzuweisen, dass
er innerhalb von 365 Tagen eine Einreichplanung im zuständigen Bauamt abgeben und das Grundstück innerhalb
von 3 Jahren nach Unterschrift des Kaufvertrages bebauen wird. Kann der Werber die Bebauung des Grundstückes
bis zur Vertragsunterzeichnung nicht eindeutig deutlich, z.Bsp.: über ein Finanzierungskonzept oder Bestätigung
seitens einer Bank, etc. nachweisen hat die Gemeinde das Recht von der Unterschrift des Kaufvertrages
zurückzutreten und der nächste auf der Warteliste hat das Recht auf Zuteilung dieses Grundstückes.
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h. Werber/Antragsteller, die ein Wohnhaus, eine Wohnung oder ein Grundstück im Besitz ihrer Eltern oder sonstiger,
nahestehender Verwandter zur Verfügung hätten, haben ausreichend zu begründen, warum sie dieses nicht in
Anspruch nehmen (können).

i. Die das vom Käufer errichtete Gebäude auf einem erworbenen Grundstück muss der Deckung des eigenen
Wohnbedarfs dienen. Eine Weitervermietung an dritte ist erst nach einer Frist von 15 Jahren ab Kaufdatum erlaubt.
Bei Zuwiderhandlung gegen diese Bestimmung ist eine Vertragsstrafe zu bezahlen.

j. Für ein Kaufgrundstück wird das Vorkaufsrecht für die Gemeinde Polling vereinbart. Als zu leistendes Entgelt wird
der vereinbarte Kaufpreis in wertgesicherter Form festgesetzt. Als Wertmesser dient der Index der
Verbraucherpreise 2020 oder der an seine Stelle tretende Index mit dem Basismonat der Vertragsunterfertigung.
Das Vorkaufsrecht wird gegenstandslos, sobald das vertragsgegenständliche Grundstück von der Käuferseite mit
einem Wohnhaus auf Grund eines rechtskräftigen Baubewilligungsbescheides bebaut und die von Gesetzes wegen
erforderliche Fertigstellungsmeldung für diese Bauführung bei der Baubehörde eingelangt ist.

k. Für erworbene Grundstücke verpflichtet sich die Käuferseite, innerhalb von 3 Jahren ab Einverleibung ihres
Eigentumsrechtes im Grundbuch ein Eigenheim/Wohnhaus unter Einhaltung aller einschlägigen gesetzlichen
Bestimmungen auf dem Kaufgrundstück zu errichten und ihren Hauptwohnsitz dort zu begründen. Sollte die
Käuferseite diesen Verpflichtungen nicht fristgerecht nachkommen, so steht der Verkäuferseite an dem Kaufobjekt
das unwiderrufliche Wiederkaufsrecht zu. Das Wiederkaufsrecht erlischt, wenn es nicht binnen 6 Jahren ab
Einverleibung des Eigentumsrechtes des Käufers im Grundbuch durch die Gemeinde Polling ausgeübt wird.

l. Der Käufer räumt der Gemeinde Polling für ein erworbenes Grundstück ein Veräußerungsverbot ein. Sollte das
Grundstück binnen einer Frist von 15 Jahren ab Kaufdatum weiterverkauft werden, ist eine Vertragsstrafe zu
bezahlen. Die betragsmäßige Höhe der zu zahlenden Vertragsstrafe wird auf der Basis des nach dem zum Zeitpunkt
des Verstoßes geltenden Richtlinien nach dem Tiroler Wohnbauförderungsgesetz höchstzulässigen
Grundkostenpreis errechnet. Die zu zahlende Vertragsstrafe ist der Betrag der Differenz zwischen dem
höchstzulässigen Grundkostenpreis nach den zum Zeitpunkt des Verstoßes geltenden Richtlinien nach dem Tiroler
Wohnbauförderungsgesetz zzgl. einem Aufschlag von 50 % zu diesem Grundkostenpreis abzüglich des vereinbarten
Kaufpreises pro m².

m. Für den Fall einer Weitergabe oder Überlassung des Eigentums eines im Zuge dieses Programmes erworbenen
Objektes an Dritte verpflichtet sich der Käufer die in den Vergaberichtlinien genannten Vereinbarungen ident seinem
Rechtsnachfolger zu überbinden.

n. Die Verlegung von öffentlichen Versorgungs-/Entsorgungseinrichtungen (Wasser, Kanal, Strom, Gas, Telefon, etc.)
erfolgt grundsätzlich im öffentlichen Weg. Sollte eine Beanspruchung privater Flächen erforderlich sein ist dies
entschädigungslos zu dulden.

o. Das (Familien)Einkommen des (der) Grundstückssuchenden muss im Rahmen der vom Land fest- gelegten
Einkommensgrenzen für förderungswürdige Personen im Sinne der geltenden Wohnbauförderungs-Richtlinie liegen.

p. Alle Gesprächsinhalte sind Teil der vorvertraglichen Aufklärungspflichten von Käufer und Verkäufer.

q. Der Gemeinderat hat das Recht Grundstücke auch unter anderen Gesichtspunkten wie diesen zu vergeben, oder
kann er auch von Kriterien der Richtline abweichen. Dies hat im Gemeinderat zu erfolgen und muss ausführlich
begründbar sein.

Kriterien der Grundstücksvergabe:

Bei der Vergabe sind insbesondere folgende Kriterien zu beachten:

a) Es muss ein Wohnbedarf gegeben sein (Aktueller Platzbedarf übersteigt 20m² / Person

b) Eine Familienerweiterung im bestehenden Wohnraum beschränkt nicht möglich sein.

c) Es ist festzustellen, ob die derzeitige Wohnsituation z.B. durch:

 ein (krasses) Missverhältnis der Haushaltsgröße (Anzahl der im Haushalt lebenden Personen) zur

Wohnnutzfläche und zur Raumanzahl der derzeitigen Wohnung (ohne Küche, Bad, WC und Gang),
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wesentlich beeinträchtigt ist.

d) Es darf grundsätzlich kein Eigentumsrecht zum Zeitpunkt der Vertragsunterzeichnung vorhanden sein. Einzige zulässige
Ausnahme ist die aktuell bewohnte Liegenschaft, die nachweislich nicht für die zukünftig geplante Personenanzahl
geeignet ist.

Bei Vorhandensein eines Wohnhauses oder einer Eigentumswohnung ist ein Wohnbedarf für ein Grundstück

jedenfalls nur dann gegeben, wenn der Grundstückswerber das (alte) Objekt vor Bezug veräußert. Sollte das

Objekt 60 Tage nach Bezug nicht veräußert sein, ist eine Vertragsstrafe zu entrichten. Es soll damit sichergestellt

werden, dass nicht am Realitätenmarkt spekuliert wird. Da das bestehende Objekt zwingend vor Bezug zu

verkaufen ist, ist es die Pflicht und Verantwortung des Käufer sich rechtzeitig um den Verkauf zu bemühen.

e) Das (Familien)Einkommen des (der) Grundstückssuchenden muss im Rahmen der vom Land festgelegten
Einkommensgrenzen für förderungswürdige Personen im Sinne der geltenden Wohnbauförderungs-Richtlinie liegen.

f) Größe des Haushaltes

Nach Feststellung der Förderungswürdigkeit (Wohnbedarf, Einkommen) ist zu beachten, dass die Haushaltsgröße (Anzahl
der im zukünftigen Haushalt lebenden Personen) in einem angemessenen Verhältnis zur Wohnnutzfläche und
Raumanzahl der neuen (geförderten) Wohnungseigentum / Reihenhaus, Einfamilienhaus steht;

g) Vorliegen sonstiger wichtiger Gründe

Neben den oben angeführten Kriterien können sonstige wichtige, insbesondere soziale oder gesundheitliche Gründe für
die Feststellung des Wohnbedarfes und die Vergabe berücksichtigt werden. Diese Gründe sind nachzuweisen.

h) Bei ansonsten vergleichbaren Voraussetzungen ist Grundstückssuchenden mit einer längeren Vormerkzeit (Wartezeit)
der Vorrang gegenüber Grundstückssuchenden mit einer kürzeren Vormerkzeit zu geben.

i) Einem Werber mit Hauptwohnsitz sind Personen gleichzustellen, die ihren Arbeitsplatz mindestens 5 Jahre in der
Gemeinde haben bzw. die aus sonstigen familiären Gründen (z.B. Pflege naher Angehöriger ab der Pflegestufe 2) in einer
Gemeinde wohnhaft werden müssen.

j) Der Werber muss mindestens 10 (zehn) Jahre durchgehend in der Gemeinde gelebt haben.
Eine Unterbrechung auf Grund eines Studiums oder sonstigen vom Gesetzgeber anerkannte Aus oder Fortbildung
innerhalb der Mindestausbildungszeit mit einem qualifizierten Abschluss zählen nicht als Unterbrechung der
Hauptwohnsitzbindung.

k) Eine Verlosung von Grundstücken ist nur dann zulässig, wenn Grundstückswerber bei ansonsten gleichen sozialen und
objektiven Verhältnissen ihr Ansuchen um Zuteilung eines Grundstückes am gleichen Tag eingereicht haben.

l) Das in den Gemeinden zur Anwendung kommende Punktesystem ist ortsüblich kundzumachen.

Schlussbestimmungen

Der Gemeinderat oder die von ihm beauftragte Zuteilungskommission behält sich das Recht vor für jede
Bewerbung/Antragstellung die notwendigen Voraussetzungen zu prüfen und eine entsprechende Entscheidung auf
Berücksichtigung zu treffen, insbesondere auf Ausschließung offensichtlicher Umgehungs- oder Spekulationsabsichten.

Der Gemeinderat oder die von ihm beauftragte Zuteilungskommission befindet über die Einhaltung der Vergaberichtlinien
und behält sich in besonderen, begründeten Fällen das Recht vor eine Zuteilung/Vergabe auch dann vorzuschlagen oder zu
entscheiden, wenn die Voraussetzungen nur teilweise oder gar nicht erfüllt sind. Der Ausschuss Zukunft Wohnen Polling übt
das Vorschlagsrecht aus. Die tatsächliche Abstimmung über jede einzelne Vergabe findet im Gemeinderat statt.

Die Grundstücksvergabe hat durch den Gemeinderat oder den Gemeindevorstand zu erfolgen. Für den Fall, dass zur
Vorbegutachtung ein Vergabeausschuss vorgesehen wird, hat dieser nach Möglichkeit aus allen im Gemeinderat
vertretenen Fraktionen zu bestehen. Die Zusammensetzung eines solchen Vergabeausschusses hat im Sinne des § 83 der
Tiroler Gemeindewahlordnung 1994, LGBl. Nr. 88, zu erfolgen. Der Vergabeausschuss ist beschlussfähig, wenn mehr als die
Hälfte seiner stimmberechtigten Mitglieder anwesend sind. Zu einem gültigen Beschluss ist die Mehrheit der Stimmen der
anwesenden stimmberechtigten Mitglieder des Vergabeausschusses erforderlich. Stimmenthaltung gilt als Ablehnung.
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Inkrafttreten

Diese Grundstücksvergabe-Richtlinie tritt mit Beschluss des Gemeinderates vom 14.07.2025 mit 01.08.2025 in Kraft.


